DIE LINKE. Sachsen-Anhalt

Finanzordnung

der Partei DIE LINKE. Landesverband Sachsen-Anhalit

(Beschluss der 1. Tagung des 1. Landesparteitages
der Partei DIE LINKE. Sachsen-Anhalt am 14. September 2007)
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§ 1 Grundsatzliches

1.

Grundlagen fir die Finanzarbeit des Landesverbandes sind die Rechtsvor-
schriften der Bundesrepublik Deutschland, insbesondere das Parteiengesetz,
das Burgerliche Gesetzbuch und das Handelsgesetzbuch, sowie die Bundes-
satzung und die Bundesfinanzordnung sowie die Landessatzung und die
BeschlUsse der Parteitage und der Vorstande der Partei.

. Der Landesverband finanziert sich aus den im Parteiengesetz festgelegten

Einnahmequellen. Er verwendet seine Mittel fir Aufgaben, die politische
Parteien nach dem Grundgesetz und dem Parteiengesetz zu erfiillen haben.
Finanzielle Mittel des Landesverbandes durfen nur fir MaBnahmen und
Aktivitaten eingesetzt werden, die die Partei selbst durchfihrt oder an denen
sie mit eigenstandigen politischen Aktivitaten beteiligt ist.

Die Vorstande der Partei sind fur die Einhaltung der Gesetze und die Durch-
fuhrung der Beschlisse auf dem Gebiet der Finanzen sowie fir die ordnungs-



gemaBe Verwaltung und Verwendung der finanziellen und materiellen Mittel
verantwortlich. Dabei tragen die Schatzmeisterinnen und Schatzmeister aller
Gliederungsebenen besondere Verantwortung fur die Finanzen und das
Vermdogen der Partei. Bei Beschlissen von Vorstanden, deren finanzielle
Konsequenzen nicht absehbar oder auf Grund der aktuellen Finanzlage nicht
vertretbar sind, haben die Schatzmeisterinnen und Schatzmeister auf den
entsprechenden Gliederungsebenen Vetorecht.

Der Landesvorstand und die Vorstande der nachgeordneten Gebietsverbande
sind verpflichtet, jahrlich Rechenschaft Gber die Einnahmen und Ausgaben und
uber das Vermdgen der Partei zu legen. Die nach dem Parteiengesetz zu
erarbeitenden Rechenschaftsberichte sind vom Vorstand der jeweiligen
Gliederungsebene zu bestatigen.

§ 2 Beitragsordnung

1.

Die Mitgliedsbeitrage sind die Haupteinnahmequelle des Landesverbandes.
Ilhre ordnungsgemaBe und vollstandige Vereinnahmung ist wesentliche Voraus-
setzung fur die Finanzierung der politischen Arbeit des Landesverbandes.

Jedes Mitglied ist zur regelméaBigen Zahlung seines Mitgliedsbeitrages auf der
Grundlage der gultigen Beitragstabelle verpflichtet. Die Betragstabelle ist
Bestandteil der Finanzordnung. Fir Mitglieder ohne oder mit geringfligigem
Einkommen betragt der monatliche Mindestbeitrag 1,50 Euro. Der Mitglieds-
beitrag ist jeweils zu Beginn des Zahlungszeitraumes fallig.

Jedes Mitglied entrichtet zusatzlich zu seinem Mitgliedsbeitrag einen Beitrag fur
die Partei der Europaischen Linken (EL). Die Hohe dieses Beitrages wird vom
Mitglied selbsténdig festgelegt und betrégt mindestens 0,50 Euro je Monat.
Mitglieder mit einem monatlichen Nettoeinkommen bis 700 Euro sind von der
Zahlung des EL-Beitrages befreit. Der Mitgliedsbeitrag fir die EL wird als
Jahresbeitrag im Mai erhoben.

Der Mitgliedsbeitrag und der EL-Beitrag werden durch den Landesvorstand
vornehmlich durch Banklastschrift vom Konto des Mitgliedes eingezogen. Die
EL-Beitrage werden an den Parteivorstand weitergegeben.

In regelmaBigen Abstanden - insbesondere vor Wahlen - ist von den zusténdi-
gen Vorstanden die Erfullung der satzungsgemaBen Beitragspflicht zu kontrol-
lieren.

§ 3 Parteispenden

1.

Spenden sind Zuwendungen an den Landesverband, die von den Spenderinnen
und Spendern nach dem Prinzip der Freiwilligkeit geleistet werden. Das projekt-



bezogene Einwerben von Parteispenden gehort zu den politischen Aufgaben der
Vorstande.

2. Fir die Entgegennahme, Erfassung und Verdoffentlichung von Parteispenden

gelten die Bestimmungen des Parteiengesetzes. Entgegengenommene Spenden
sind unverzuglich in die Kasse des jeweiligen Vorstandes einzuzahlen.
Parteispenden durfen nur fir satzungsgemaBe Zwecke verwendet werden.
Nach dem Parteiengesetz unzulassige Spenden sind unverzuglich Uber die
Landesschatzmeisterin oder den Landesschatzmeister und die Bundesschatz-
meisterin bzw. den Bundesschatzmeister an die Prasidentin bzw. den Prési-
denten des Deutschen Bundestages weiterzuleiten.

3. Zur Annahme und Vereinnahmung von Parteispenden sind der Landesvorstand

und die Vorstande der nachgeordneten Gebietsverbande berechtigt. Jeder
Gliederungsebene stehen die bei ihr eingegangenen Spenden zu.

§ 4 Mandatstragerbeitrage

1.

Mitglieder von Parlaments- und Kommunalvertretungen mit dem Mandat der
Partei DIE LINKE sowie Parteimitglieder, die offentliche Wahlamter innehaben
bzw. die in Wahrnehmung 6ffentlicher Wahlamter und Mandate als Mitglieder von
Aufsichts-, Verwaltungs- und Beiraten Bezlige erhalten, leisten auf der jeweiligen
Gliederungsebene der Partei neben ihren satzungsgeméaBen Mitgliedsbeitragen
regelméaBig Sonderbeitrage in Form von Mandatstrager-beitragen. Abgeordnete
des Deutschen Bundestages und des Europaischen Parlaments entrichten ihren
Mandatstragerbeitrag entsprechend den Regelungen der Bundesfinanzordnung.

Die Hohe des Mandatstragerbeitrages wird auf der jeweiligen Ebene auf der
Grundlage von schriftlichen Vereinbarungen zwischen den Vorstanden der Partei
und den Mandatstragerinnen und den Mandatstragern festgelegt.

Die Mandatstragerbeitrage verbleiben grundsatzlich auf der Gliederungsebene,
auf der sie eingenommen werden.

§ 5 Innerparteilicher Finanzausgleich und Eigenfinanzierung

1. Fur den Landesverband werden Regelungen zum Finanzausgleich innerhalb des
Landesverbandes beschlossen, die die Arbeitsfahigkeit des gesamten Landes-
verbandes entsprechend der festgelegten Organisationsstruktur und der politi-
schen Aufgaben sichern. Dabei ist ein Ausgleich zwischen dem Prinzip der
Eigenfinanzierung und dem notwendigen Finanzausgleich anzustreben.

2. Der Finanzausgleich wird jahrlich tber ein Zufihrungsmodell erarbeitet und

beschlossen. Basis bilden die im Kreis organisierten Mitglieder bei Beachtung
der Mitgliederentwicklung und ein jeweils neu festzustellender Sockelbeitrag je



Mitglied. Der auf Vorschlag der Landesschatzmeisterin/des Landesschatz-
meisters erarbeitete Plan der Zuflihrungen zur Finanzierung des Haushalts fur
Landesverbandsaufgaben wird als Entwurf im Landesfinanzrat beraten und
anschlieBend vom Landesvorstand und Landesausschuss beschlossen.

Zur Finanzierung ihrer politischen Arbeit wendet die Partei das Prinzip der
Eigenfinanzierung an. Das heiBt: Die laufenden Ausgaben sind durch die auf der
jeweiligen Gliederungsebene zur Verfigung stehenden Einnahmen zu decken.
Grundsatzlich verbleiben die eigenen Einnahmen, insbesondere aus Mitglieds-
beitragen, Spenden und Mandatstragerbeitragen, in der jeweiligen Gliederungs-
ebene.

§ 6 Wahlkampffinanzierung

1.

Die jahrlichen staatlichen Mittel fiir den Landesverband auf der Basis der
Wahlerstimmen werden in den gemeinsamen Wahlkampffonds beim Partei-
vorstand eingezahlt. Dieser dient dazu, die Wahlkémpfe der Partei, unabhéngig
vom Zeitpunkt der Wahlen und der bis dahin vom jeweiligen Landesverband
angesammelten Mittel, finanzieren zu kdnnen.

. Die HOhe der einzuzahlenden Mittel zum gemeinsamen Wahlkampffonds wird

unter Beachtung des notwendigen Finanzbedarfs fur die bevorstehenden
Landtags-, Bundestags- und Europawahlkd@mpfe mit der jahrlichen Finanz-
planung des Landesverbandes bestimmt. Zinsertrage aus den angesammelten
Mitteln verbleiben im Wahlkampffonds.

Bei Bedarf beantragt der Landesschatzmeisterin/des Landesschatzmeisters im
Auftrag des Landesvorstandes beim Parteivorstand, notwendige Mittel aus dem
gemeinsamen Wahlkampffonds dem Landesverband bereitzustellen.

Fir die Durchfihrung von Wahlkampfen auf kommunaler Ebene wird beim
Landesvorstand der Kommunalwahlfonds gebildet. Dieser speist sich aus den
Mandatstragerbeitragen der kommunalen Abgeordneten, mit denen Mandats-
tragerbeitrage schriftlich vereinbart wurden. Bei Bedarf stellen die Gebietsver-
bande beim Landesvorstand einen Antrag auf Verwendung der Mittel.

§ 7 Finanzplanung

1.

Auf jeder Gliederungsebene des Landesverbandes sind jahrlich in Verantwor-
tung der Schatzmeisterinnen und Schatzmeister ausbilanzierte Haushaltsplane
zu erarbeiten und von den Vorstanden zu beschlieBen. Die nachgeordneten
Gliederungsebenen stellen der Landesschatzmeisterin/dem Landesschatz-
meister ihre Finanzplane jahrlich bis Ende November zur Verfligung, um den
Finanzplan des Landesverbandes erarbeiten zu konnen. Der Finanzplan fir den
Landesverband wird vom Landesvorstand und vom Landesausschuss beschlos-



sen und danach im Bundesfinanzrat beraten. Die Schatzmeisterinnen und
Schatzmeister sind dafur verantwortlich, die Einhaltung der beschlossenen
Finanzplane zu kontrollieren.

2. Vor Beschlussfassungen der Vorstande zu politischen Aufgaben sind die
finanziellen Konsequenzen in Abstimmung mit der Schatzmeisterin bzw. dem
Schatzmeister zu prufen und zu kléaren. Auf jeder Gliederungsebene
beschlieBen die Vorstande, wer Ausgaben in welcher Hohe bestéatigen darf. Zu
Auftragserteilungen und Vertragsabschlissen, die zu dauerhaften und regel-
maBig wiederkehrenden Zahlungsverpflichtungen (Dauerschuldverhéltnissen)
fuhren, ist ausschlieBlich der Landesvorstand berechtigt.

3. Fur Wahlkampfe zu Kommunal-, Landtags-, Bundestags- und Europawahlen
werden auf allen Gliederungsebenen gesondert Finanzplane erarbeitet.

§ 8 Nachweisfiihrung und Abrechnung der finanziellen Mittel
1. Im Landesvorstand und in den Vorstanden der nachgeordneten Gebietsver-
bande besteht die Pflicht zur Buchfuhrung nach den Bestimmungen des
Parteiengesetzes und des HGB. Grundlage bildet die vom Parteivorstand
herausgegebene Buchhaltungsrichtlinie mit dem dazugehdrigen Kontenrahmen.

2. Zur Ero6ffnung und Fuhrung von Bankkonten unter dem Namen Partei DIE LINKE
sind der Landesvorstand und mit Zustimmung des Landesvorstandes die Vor-
stéande der nachgeordneten Gebietsverbande berechtigt. Vertretungs- und
zeichnungsberechtigt fir die Konten sind grundséatzlich jeweils die/der Vor-
sitzende und die/der Finanzverantwortliche. Im Bankzahlungsverkehr haben
immer zwei Zeichnungsberechtigte gemeinsam zu unterzeichnen. Zur Regelung
des baren Zahlungsverkehrs erlassen die Vorstande unter Beachtung der
Festlegung eines Kassenlimits eigene Kassenordnungen.

3. Entsprechend den Festlegungen im Parteiengesetz ist auf allen Gliederungs-
ebenen der Nachweis Uber die Zuwendungen an die Partei (Mitgliedsbeitrage,
Spenden und Mandatstragerbeitrage) und die Zuwenderinnen und Zuwender
mit Namen, Vornamen und Anschrift zu fihren. Zur Ausstellung von Zuwen-
dungsbescheinigungen sind die Landesschatzmeisterin/der Landesschatz-
meister und in deren Auftrag die Finanzverantwortlichen der nachgeordneten
Gebietsverbande berechtigt.

4. Die nachgeordneten Gebietsverbande legen dem Landesvorstand bis zum
15. des Folgemonats ihre Monatsabrechnungen (Nachweis Zuwendungen,
Einnahmen- und Ausgabenrechnung) vor. Der Landesverband legt jeweils bis
zum 30. des Folgemonats seine Quartalsfinanzabrechnungen (Einnahmen- und
Ausgabenrechnung und Vermdgensbilanz) beim Parteivorstand vor.



5. Den Rechenschaftsbericht fir das abgelaufene Kalenderjahr reichen die
nachgeordneten Gebietsverbande, bestatigt durch den jeweiligen Vorstand, bis
28. Februar beim Landesvorstand ein. Der Landesverband reicht seinen
Rechenschaftsbericht, bestatigt durch den Landesvorstand und den Landes-
ausschuss, bis zum 31. Marz beim Parteivorstand ein.

§ 9 Finanzregelungen der Gebietsverbande
Auf der Grundlage der Bundessatzung, der Bundesfinanzordnung und dieser
Landesfinanzordnung beschlieBen die Gebietsvorsténde eigene Finanzord-
nungen bzw. erganzende Regelungen.

§ 10 Schlussbestimmungen und Ubergangsregelungen
1. Diese Landesfinanzordnung tritt mit der Bildung der Partei DIE LINKE. Landes-
verband Sachsen-Anhalt in Kraft.

2. Fir Mitglieder, die der Linkspartei.PDS oder der WASG bereits vor dem 15. Juni
2007 angehorten, gelten die bisherigen Beitragssatze bis zum 1. Bundespartei-
tag 2008.

3. Die Vorstande aller Gliederungsebenen beschlieBen in eigener Verantwortung
die Zusammenfuhrung und Anpassung ihrer Haushaltsplane fir 2007.

(Die Finanzordnung wurde bei 1 Gegenstimme und 1 Enthaltung mehrheitlich
beschlossen.)






	Finanzordnung
	der Partei DIE LINKE. Landesverband Sachsen-Anhalt
	(Beschluss der 1. Tagung des 1. Landesparteitages
	§ 1 Grundsätzliches
	§ 2 Beitragsordnung
	§ 3 Parteispenden
	§ 4 Mandatsträgerbeiträge
	§ 5 Innerparteilicher Finanzausgleich und Eigenfinanzierung
	§ 7 Finanzplanung
	§ 8 Nachweisführung und Abrechnung der finanziellen Mittel
	§ 9 Finanzregelungen der Gebietsverbände
	§ 10 Schlussbestimmungen und Übergangsregelungen



